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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Dezember 1969 

III/ 1 — 68070 — E — La 3/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik 

in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates über eine Verlängerung der in 
Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17/64/EWG über 
die Bedingungen für eine Beteiligung des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
vorgesehenen Frist für das Jahr 1969. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 14, Novem- 
ber 1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über eine Verlängerung der in Artikel 20 Absatz 1 der Verord- 
nung Nr. 17/64/EWG über die Bedingungen für eine Beteiligung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft vorgesehenen Frist für das Jahr 1969 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Ver- 
ordnung Nr. 17/64/EWG des Rates vom 5. Februar 
1964 über die Bedingungen für die Beteiligung des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft“), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1892/68^), müssen Anträge 
auf Gewährung von Zuschüssen aus dem Fonds, Ab- 
teilung Ausrichtung, der Kommission alljährlich vor 
dem 1. Oktober vorgelegt werden und muß die 
Kommission vor dem 31. Dezember des folgenden 
Jahres eine Entscheidung in der Sache selbst treffen; 
Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2010/68 des 
Rates vom 9. Dezember 1968 über die Beteiligung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, für 
das Jahr 1969^) sieht vor, die Frist für die Einrei- 


9 Amtblatt der Europäischen Gemeinschaften .... 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vorn 27. Februar 1964, S. 586/64 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 29. November 1968, S. 1 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 299 
vom 13. Dezember 1968, S. 1 


chung der Anträge für das Jahr 1969 für die Hälfte 
der Vorhaben bis zum 28. Februar und für die übri- 
gen Vorhaben bis zum 20. März 1969 zu verlängern. 

In Anbetracht der durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 2010/68 beschlossenen Terminverschiebung und 
der für die Prüfung aller Anträge auf Zuschüsse des 
Fonds für das Jahr 1969 erforderlichen Zeit muß der 
Zeitpunkt, zu dem die Kommission eine Entschei- 
dung in der Sache selbst treffen muß, verschoben 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Der Zeitpunkt, zu dem die Kommission nach Arti- 
kel 20 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG über die Anträge auf Gewährung 
von Zuschüssen aus dem Fonds, Abteilung Ausrich- 
tung, für das Jahr 1969, die ihr innerhalb der in 
Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2010/68 vorge- 
sehenen Frist vorgelegt wurden, eine Entscheidung 
in der Sache selbst treffen muß, wird auf den 
30. November 1970 verschoben. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die für das Jahr 1968 vorgelegten Anträge auf 
Gewährung von Zuschüssen waren im Dezember 
1968, Februar und Juli 1969 Gegenstand von Ent- 
scheidungen der Kommission. Erst ab Juli 1969 
konnte sich die Abteilung Ausrichtung ganzzeitlich 
den Anträgen auf Gewährung von Zuschüssen für 
1969 zuwenden, von denen die Hälfte vor dem 
28. Februar 1969 und die übrigen vor dem 20. März 
vorgelegt worden sind. 

2. Für das Jahr 1968 sind 739 Anträge auf Gewäh- 
rung von Zuschüssen bei einem verfügbaren Betrag 
von 94 Millionen RE, der für die Finanzierung der 
Vorhaben im Sinne von Artikel 13 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG bereitgestellt worden ist, vorgelegt 
worden. Für das Jahr 1969 wurden über 870 Anträge 
eingereicht bei verfügbaren Mitteln in Höhe von 
160 Millionen RE auf Grund der Bestimmungen von 
Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2010/68 des 
Rates vom 9. Dezember 1968. 

3. In dem Maße wie die Kommission Entscheidun- 
gen trifft, erhöht sieh auch die Zahl der Zahlungen. 
Im Oktober 1968 hatte die Kommission 560 Anträ- 
gen einen Zuschuß in Höhe von 93,8 Millionen Rech- 
nungseinheiten gewährt. Im Oktober 1969 hat sie 
998 Anträgen einen Zuschuß in Höhe von 188,7 Mil- 


lionen RE gewährt. Jeder Antrag kann zu ein bis 
vier Zahlungen Anlaß geben. 

4. Im Rahmen der zu finanzierenden Maßnahmen 

zur Verbesserung der Agrarstrukturen, die in dem 
Memorandum der Kommission vorgesehen sind, soll 
die Abteilung Ausrichtung eine Reihe von Maßnah- 
men finanzieren, für die Durchführungsverordnun- 
gen ausgearbeitet werden müssen,- diese Maßnah- 
men betreffen Beträge, die in Artikel 3 Absatz 3 der 
Verordnung (EWG) Nr.‘ 2010/68 des Rates vom 

9. Dezember 1968 und in Artikel 3 Absatz 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1534/69 des Rates vom 

29. Juli 1969 festgesetzt worden sind. 

5. Seit Beginn des Jahres 1969 ist die Direktion des 
EAGFL nur durch einen einzigen A-Beamten ver- 
stärkt worden. 

Trotz der Verbesserungen und Vereinfachungen bei 
der Prüfung und dem Entscheidungsverfahren ist es 
in Anbetracht des vorher bestandenen Rückstandes 
und der Erhöhung der verfügbaren Mittel nicht mög- 
lich, die in Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG vorgesehene Frist für eine Entschei- 
dung der Kommission in der Sache einzuhalten. So- 
mit muß der Zeitpunkt des 31. Dezember 1969 durch 
den des 30. November 1970 ersetzt werden. 
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